V-7-089: Bildungsgerechtigkeit — Garantie eines Bildungsfundaments fir alle

Antragsteller*innen Marianne Burkert-Eulitz (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg)

Von Zeile 89 bis 90 einfligen:

e Anwendungsorientierung in der Schule: Wie schon die KMK 2001 feststellte

muss die Schule endlich anwendungsorientierter werden. Davon ist sie auch nach
20 Jahren noch zu weit entfernt. Fiir Schiler*innen sind der praktischer Nutzen

und die Gebrauchshaufigkeit von Lerninhalten wichtige Kriterien, damit sie
intrinsisch motiviert lernen. Danach muss der Lernstoff fur sie viel starker

ausgewahlt werden. Daran missen sich Rahmlehrpldne und projektibergreifender
Unterricht ausrichten. Uber die Berufsorientierung hinaus muss vor allem in den

Fachern Deutsch und Mathematik erheblich mehr an die Lebenswelt der

Von Zeile 93 bis 120:

¢ hochwertigen Texten Lernanlasse im Unterricht sein. Je starker Schreib- und
Sprechanlasse mit Anliegen der Jugendlicherjungen Menschen verbunden
werden, umsedesto mehr erhalten sie einen ,Gebrauchswert® im Alltag. Wenn es
gelingt, diese mit gemeinsamen Auftritten, wie zBz.B. Theater, zu verbinden, kann
die nachhaltige Wirkung umso gro3er sein und Selbstwirksamkeit starken. Die
bestehenden Rahmenplane sind entsprechend anzupassen. Eine Landesweite

Sammlung an aktuellen praxisnahen Medien z.B. im LISUM kann hier zielfihrend
sein.
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Qualitat im Ganztag weiterentwickeln: Ganztagsschulen sollen alle Interessen,

Fahigkeiten und Talente eines jungen Menschen férdern; stérken ihre sozialen und

fachlichen Kompetenzen. Dies ist nur durch multiprofessionelle Teams und
aul3erschulische Partner*lnnen, die Vernetzung im Sozialraum und dardber hinaus

Bildungsprogramm fir die offene Ganztagsgrundschule. Die Serviceagentur
Ganztag bildet einen wichtigen Pfeiler der Weiterentwicklung der Schulen, sie
muss erhalten und ausgebaut werden, an das neue Landesinstitut angebunden
werden. Fur Schiler*innen gilt es Angebote zu schaffen, in denen sie fir das
Leben lernen kénnen, motiviert und geférdert werden. In der Praxis erprobte
Ansatze und Bildungselemente wie sprachliche und mathematisch-
naturwissenschaftliche Kompetenzen missen lebensweltorientiert in non-formalen
Bildungselementen umgesetzt werden. Schritt fir Schritt gilt es in Zukunft den
Personalschlissel im Ganztag zu verbessern. Das Bildungsprogramm und die
Qualitatsstandards mussen weiterentwickelt werden.

Die inklusive Berliner Schule muss gestarkt werden: a.) Dazu sollen im Zuge

der Neuausrichtung und Schaffung des Berlineigenen Landesinstitutes fiir Schule
(BLIQ) Module und umfanareiche Fortbildungsangebote fiir alle Fachkrafte, die fir

die Umsetzung einer kindzentrierten inklusiven Schule und Teilhabe an Bildung
notwendig sind, entwickelt werden und verbindlich breit anzubieten. Alle an Schule
beteiligten Fachkrafte sollen ein gemeinsames professionelles Versténdnis und
Handeln fir die betroffenen Kinder und Jugendlichen und ihre Familien entwickeln,

Seite 2/ 4



V-7-089

desto besser in multiprofessionellen Zusammenhangen innerhalb und aul3erhalb
der Schulen zusammenarbeiten zu kénnen. Die Fort- und Weiterbildungsstrukturen
der Kinder- und Jugendhilfe, der Eingliederungshilfen und des Gesundheits- und
Pflegebereichs sind in diesen Prozess aktiv miteinzubeziehen. b.) im Rahmen der
Schulbauoffensive und der Weiterentwicklung der Berliner Schullandschaft sollen
in Zusammenarbeit mit den Bezirken mehr Platze fur Kinder und Jugendliche
insbesondere aus dem Autismusspektrum in Form von inklusiven
Schwerpunktschulen geschaffen werden. Wo méglich sind diese inklusiven
Schwerpunktschulen zu Gemeinschaftsschulen weiterzuentwickeln. Es sollen im
Gegenzug keine weiteren rein exkludierenden Férderzentren gebaut werden,
sondern alles ist daran zu setzen, das Berliner Schulsystem fir alle Kinder und
Jugendlichen inklusiver zu machen. c.) rechtlich und tatséchlich soll der sog.
Hausunterricht flr Schiler*innen reformiert werden, die krankheitsbedingt die
Schule nicht besuchen kénnen. Diejenigen jungen Menschen, die Schulen nicht
besuchen kénnen, 6ffentliche Angebote der Onlinebeschulung erarbeitet und
umgesetzt werden, die bis zum Abitur fihren. Avatare sollen dabei
datenschutzkonform nach dem jeweiligen Bedarf der betroffenen Kinder und
Jugendlichen in ihren Bezugsschulen und Klassen eingesetzt werden. d.) fir den
Schulbesuch von Kindern und Jugendlichen, die von Behinderung bedroht oder
betroffen sind, sind verbindliche Verfahren der Abstimmung, verbindliche
Instrumente der Bedarfsfeststellung und Bedarfsermittlung, verbindliche Hilfe- und
Unterstitzungsverfahren f. orientiert an der Teilhabefachplanung), verbindliche
Verfahren, im Sinne eines modernen Case-Managements (wer wann welche
Ressourcen fir ein Kind oder Jugendlichen zur Verfligung stellt, wie diese
miteinander verknupft und verzahnt werden, und wer den Prozess steuert) in allen
an der Entwicklung und Erarbeitung von Hilfen und Unterstiitzung dieser Kinder
und Jugendlichen beteiligten Behérden (Schulen, Schulaufsichten, SIBUZen,

RSDen, Teilhabefachdienste der Jugendamter u.a.), festzulegen und
durchzusetzen.

Unterstitzer*innen
Susanna Kahlefeld (KV Berlin-Neukdlln), Catherina Pieroth-Manelli (KV Berlin-
Tempelhof/Schéneberg), Louis Kruger (KV Berlin-Pankow), Stefan Taschner (KV Berlin-
Lichtenberg), Olga Koterewa (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg), Kibra Beydas (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg), Katrin Schmidberger (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg), Vito Dabisch (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg), Silvia
Rothmund (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg), Sebastian Walter (KV Berlin-
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Tempelhof/Schéneberg)

Seite 4/ 4


http://www.tcpdf.org

	V-7-089: Bildungsgerechtigkeit – Garantie eines Bildungsfundaments für alle

